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Japan nach Fukushima: Eine »Restrisikogesellschaft« im Aufbruch?1

Einleitung

Am 26. April 1986 kam es im Kernkraftwerk von Tschernobyl als Folge menschli-
chen und technischen Versagens zu einem katastrophalen Unfall. Die aus dem
Kraftwerk entströmende atomare Wolke kontaminierte viele Länder Europas radio-
aktiv, und erstmals nahm die »Risikogesellschaft« konkrete Konturen an. Die Kata-
strophe erschütterte den technisch-ökonomischen Fortschrittsglauben der moder-
nen Industriegesellschaft, die, so der Soziologe Ulrich Beck im Jahr der
Katastrophe,2 immer mehr gekennzeichnet ist durch die Produktion von Risiken,
die sich in irreversiblen Gefährdungen der menschlichen Lebensgrundlagen nieder-
schlagen. Die »Risikogesellschaft«, so die Hauptaussage seines Werks, ersetze die
moderne Industriegesellschaft mit ihren Klassenstrukturen und Klassen durch
»Gefährdungslagen«, die klassenunabhängig definiert werden.3 Diese Aussage
brachte ihm von Soziologen weltweit harsche Kritik ein, auch wenn nach Tscher-
nobyl die Interpretation der Gegenwartsgesellschaft als »Risikogesellschaft« viel-
fach Anerkennung gefunden hat.4 Angesichts der von der modernen Industriege-
sellschaft in zunehmender Zahl produzierten existenzbedrohenden Risiken de-
finierte Beck als wesentliche Aufgabe des demokratischen Systems die »Alternative
aufzubrechen«.5

Die Hoffnung Becks, das Bewusstsein möge das Sein bestimmen,6 um diesen Auf-
bruch zu bewerkstelligen, erwies sich allerdings als allzu idealistisch. Die politisch-
institutionelle Antwort auf Tschernobyl in den meisten entwickelten Industriena-
tionen bestand darin, die im Atomunfall zur Realität gewordenen »Risiken« mittels
des Einsatzes aller erdenklichen Sicherheitsvorkehrungen – oder der Suggerierung
dieses Einsatzes – auf ein gesellschaftlich zu akzeptierendes »Restrisiko« zu mini-

1.

 
1 Mein Dank gilt der Japan Society for the Promotion of Science (JSPS) und dem DAAD für

die Unterstützung meines Forschungsaufenthalts in Japan.

2 Beck 1986, S. 17.

3 Ebd., S. 48.

4 Stellvertretend für die Kritiker seien hier Geißler 1996 und Atkinson 2007 genannt.

5 Beck 1986, S. 106. Dieser Aufbruch kann nach Beck 1991 direkt in die »andere« oder
»zweite« Moderne münden. Diese Annahme wurde allerdings kritisiert als »quasi
geschichtsphilosophischer Enthusiasmus« und daher als »wenig plausibel«; vgl. Wiesen-
thal 1994, S. 140. Allerdings erscheint auch Wiesenthals Verweis auf die »Lernchancen
der Risikogesellschaft«, die »sozialen Kreativitätspotentiale« und »Innovationsstrate-
gien« von Wirtschaft und Politik als wenig fundiert.

6 Beck 1986, S. 31
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mieren. Die »Risikogesellschaft« wurde verkleinert zur »Restrisikogesellschaft«, in
der »alle bestehenden Risiken unter einem vertretbaren/akzeptierbaren Grenzrisiko
liegen«.7

Mit der Atomkatastrophe von Fukushima, die mittlerweile ebenso wie Tscherno-
byl als »katastrophaler Unfall« der höchsten Kategorie eingestuft wird, wankt ein
Vierteljahrhundert nach der ersten Erschütterung des ökonomischen Fortschritts-
glaubens nun auch das Paradigma vom »vertretbaren« Restrisiko. Nachdem am
11. März 2011 das schwerste Erdbeben seit Beginn der Aufzeichnungen die
Tôhoku-Region im Nordosten Japans erschüttert und eine Flutwelle von vernich-
tenden Ausmaßen ausgelöst hatte, kam es in drei der sechs Reaktorblöcke des
Kraftwerks Fukushima Daiichi zu Kernschmelzen, durch die große Mengen an
radioaktivem Material freigesetzt und Luft, Böden und Wasser in der weiteren
Umgebung kontaminiert wurden. Betroffen waren insbesondere landwirtschaftliche
Anbauflächen in den Präfekturen Fukushima und Ibaraki, die eine bedeutende Rolle
in der japanischen Landwirtschaft und Fischerei und der Lebensmittelversorgung
des etwa 250 Kilometer entfernten Großraums Tôkyô-Yokohama spielen.

Durch die Atomkatastrophe wurden die Risiken der Atomkraft für die Japaner
real erfahrbar, und mit den Explosionen der Reaktoren rückten sie schlagartig in
das Bewusstsein von Bevölkerung und politisch Verantwortlichen. Die Interpreta-
tion fortgeschrittener Gegenwartsgesellschaften als »Risikogesellschaften« und die
damit verbundenen gesellschaftlichen und politischen Implikationen sind nunmehr
aktueller denn je. Die vorliegende Analyse soll deshalb klären, ob die von Beck als
allgemeingültig angenommenen Thesen und Prognosen zur »Risikogesellschaft«8

sich angesichts der Katastrophe in Japan strukturell und empirisch bestätigen lassen
und ob ein Bewusstwerdungsprozess in Gang gesetzt wurde, der politische Lösungen
einfordert.

Die Analyse wird hierbei von fünf Kernthesen der Theorie der Risikogesellschaft
geleitet: (1) Risiken und Risikofolgen sind in besonderem Maße offen für soziale
Definitionsprozesse, deshalb ist es von entscheidender Bedeutung, wer im politi-
schen System Definitionsmacht besitzt. (2) Der Bewusstwerdungsprozess verläuft
vom Bewusstsein zum Sein. (3) Risikofolgen sind angesichts ihrer Komplexität nicht
objektivierbar. (4) Risikolagen beruhen auf einer nichtmateriellen Verteilungslogik.
(5) Die katastrophale Gesellschaft ist gekennzeichnet durch eine Reorganisation von

 
7 So das Bayerische Landesamt für Umwelt 2010 in seiner Definition des »Restrisikos«.

Zwar wurde in Deutschland bereits im Urteil von Kalkar im Jahr 1978 vom Bundesver-
fassungsgericht festgelegt, dass die Bevölkerung mit der Nutzung der Atomenergie ein
»Restrisiko« als »sozialadäquate Last« zu tragen habe, organisatorische Strukturen wie
das Bundesumweltministerium oder das Amt für Strahlenschutz, die die Einhaltung der
Sicherheitsstandards garantieren sollten, wurden aber erst als Reaktion auf die Tscherno-
byl-Krise eingerichtet.

8 Die Analyse konzentriert sich hierbei auf Becks gesellschaftstheoretischen Ansatz, wie er
ihn 1986 formuliert hatte. Spätere Ausführungen und Ergänzungen des Modells im Hin-
blick auf Globalisierung und Kosmopolitismus, Europäisierung, Weltrisikogesellschaft
oder internationalen Terrorismus bleiben hier unberücksichtigt.
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Macht, wodurch eine soziale Gefährdungslage entsteht, in der die politische Legi-
timation gefährdet ist.

Analysiert wurden hierbei Risikodefinition und Risikobewusstsein, Risikofolgen
und Risikoverteilung sowie Krisenbewältigung und politische Implikationen. Der
Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf den gesellschaftlichen und politischen Ent-
wicklungen nach dem Atomunfall vom 11. März 2011.

Risikodefinition und Risikobewusstsein

Eine Grundthese zur Risikogesellschaft besagt, dass die gesellschaftliche Produktion
von Reichtum heute einhergeht mit der gesellschaftlichen Produktion von Risiken,
die in zunehmendem Maße die menschlichen Lebensgrundlagen bedrohen.9 Hierbei
sind nicht nur bereits eingetretene Folgen und Schädigungen von Bedeutung, son-
dern vor allem auch zukünftige, weshalb Risikobewusstsein nicht aus der sinnlichen
Wahrnehmung der Gefahr entsteht, sondern aus dem Wissen um das Risiko –
zumindest bis zu dessen Materialisierung zum Beispiel durch einen Atomunfall.
Demgemäß gewinnt das Wissen politische Bedeutung. Das Wissen kann jedoch ver-
kleinert, vergrößert oder einfach verdrängt oder weginterpretiert werden.10 Die
Risiken werden daher von den an der Aufrechterhaltung des ökonomischen, poli-
tischen und gesellschaftlichen Staus quo interessierten Akteuren verbal minimiert
und auf ein akzeptierbares Niveau des »Restrisikos« verkleinert, um der Bewusst-
werdung, das heißt der Wahrnehmung und Neubewertung durch die Öffentlichkeit,
entgegenzuwirken. Wesentlich für die Bewusstwerdung ist daher auch, wer im poli-
tischen System Definitionsmacht besitzt,11 wobei die aktuelle oder potentielle Kon-
trollfunktion der mediengesteuerten Öffentlichkeit gegenüber politischen Entschei-
dungen essentiell ist.12

Dem Prozess der Bewusstwerdung der Risiken kommt somit eine erhebliche
Bedeutung zu. Im Falle der Atomkraft stellen sich die Fragen, wie groß das Wissen
um die Risiken von Atomkraftwerken in der Bevölkerung war, wie die Wahrneh-
mung der Risiken beeinflusst wurde, wer also im politischen System die Definiti-
onsmacht besaß, und welche Rolle der mediengesteuerten Öffentlichkeit zukam. Da
sich durch die Atomkatastrophe von Fukushima das »Restrisiko« in eine reale
Betroffenheit gewandelt hat, muss zudem hinterfragt werden, inwieweit dies den
Prozess der Bewusstwerdung des Risikos in der Gesamtbevölkerung beeinflusst hat
und ob eine Neuinterpretation der Risiken durch die politisch Verantwortlichen
erfolgt ist.

2.

 
9 Beck 1986, S. 25.

10 Ebd., S. 31, 100.

11 Ebd., S. 320.

12 Ebd., S. 315.
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Risikodefinition und Definitionsmacht

Bis zur Atomkatastrophe von Fukushima setzten alle japanischen Regierungen, die
seit der Formierung des Parteiensystems 1955 bis zum »historischen Machtwechsel«
im Jahr 2009 durchgehend von der konservativen Liberaldemokratischen Partei
(LDP) gestellt wurden,13 uneingeschränkt auf Atomkraft. Japan verfügt nur über
wenige erschlossene eigene Energieressourcen, weshalb der Kernkraft in der Ener-
giepolitik der Regierung bisher hohe Priorität beigemessen wurde. Betont wurde vor
allem die enorme Bedeutung der Atomkraft für das japanische Wirtschaftswachs-
tum und damit den gesamten Wohlstand der Gesellschaft. Auch die ab 2009 regie-
rende Demokratische Partei Japans (DPJ), eine relativ neue politische Kraft, die sich
aus ehemaligen Abgeordneten des sozialdemokratischen und konservativen Lagers
zusammensetzte, propagierte nach verschiedenen Änderungen ihrer Atompolitik
schließlich einen Ausbau der Nutzung von Atomkraft.14

Die Definitionsmacht für Probleme und Prioritäten lag bis zum Verlust der Regie-
rungsmacht der LDP bei Japans »Zirkel der Macht«,15 bestehend aus (LDP-)Politi-
kern, Ministerialbürokratie, Wirtschaftsführern und den einflussreichsten Medien
des Landes, deren wechselseitige Abhängigkeit groß war. So waren Politiker im
Gesetzgebungsprozess auf fachgeschulte Beamte angewiesen und hingen von Spen-
den der Wirtschaft und der wirtschaftlichen Interessengruppen ab, die an einer
Durchsetzung ihrer wirtschaftspolitischen Interessen über Politik und Bürokratie
interessiert waren; die Ministerialbürokratie wiederum war einerseits auf die Poli-
tiker im Hinblick auf innerbürokratische Karrieren angewiesen und benötigte ande-
rerseits Anstellungen für pensionierte Beamte in Wirtschaft und Politik. Die füh-
renden Medien hingen von diesem »Zirkel der Macht« in Bezug auf eine exklusive
Versorgung mit Informationen ab, die ihnen ihre Oligopolstellung sicherte, wäh-
rend die Eliten im Gegenzug die Medien für die Vermittlung ihrer Interessen benö-
tigten. Diese Möglichkeiten der gegenseitigen Einflussnahme begünstigten die Ori-
entierung an der Interdependenz der Interessen.

Vor allem die Beziehungen zwischen der politischen und bürokratischen Elite des
Landes und den großen Energieversorgern kann als ausgesprochen eng bezeichnet
werden. Gemäß einer Analyse der Nachrichtenagentur Kyodo News stammten im
Jahr 2009 70 Prozent der Spenden an die LDP von den neun Energiekonzernen, die
Atomanlagen betrieben.16 Allerdings erhielten nicht nur LDP-Politiker Spenden aus
der Wirtschaft, sondern auch führende Politiker der DPJ. So wurde im Januar 2012

2.1

 
13 Die LDP stellte seit 1955 durchgehend die Regierung in Japan, sieht man einmal ab von

einem kurzfristigen Machtverlust im Jahre 1993. Im Anschluss daran war die LDP sei-
nerzeit zwar zu wechselnden Koalitionen gezwungen, stellte aber ab 1996 wieder stets
den Ministerpräsidenten.

14 So sollte der Anteil des Atomstroms bis zum Jahr 2030 von 30 auf über 50 Prozent
steigen, weshalb 14 neue Atomkraftwerke geplant waren. Überdies wurde im DPJ-Wahl-
manifest 2010 das Ziel der Steigerung des Exports von Nukleartechnologie festgeschrie-
ben. Siehe DPJ 2010, S. 6.

15 Schmidt 2005 a.

16 Kyodo News, zitiert nach Japan Times 2011.
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bekannt, dass die AKW-Betreiberfirma Tepco (Tokyo Electric Power Company,
Tôkyô denryoku) mehr als 50 Millionen Yen für Eintrittskarten zu Wahlspenden-
partys von über 100 Politikern ausgegeben hatte.17 Zu den zehn Personen, die am
meisten von dieser Praxis profitiert hatten, gehörten neben führenden LDP-Politi-
kern ebenso der frühere DPJ-Präsident Ozawa Ichirô, der DPJ-Wirtschaftsminister
Edano Yukio sowie der Vorsitzende des Ausschusses für politische Grundsatzfragen
der DPJ, Sengoku Yoshito.18

Auch versuchten öffentliche Stellen massiv, die Haltung der Bevölkerung zur
Atomkraft zu beeinflussen. So wurde bekannt, dass im Juni 2011 in einer an die
Bevölkerung der Präfektur gerichteten Informationssendung des Fernsehens zur
Wiederinbetriebnahme des Kernkraftwerkes Genkai (Präfektur Saga) als »Bürger«
getarnte Mitarbeiter von Kepco (Kyûshû Electric Power Company, Kyûshû den-
ryoku), dem Betreiber der Atomanlage, auf Anraten des Amtes für Rohstoffe und
Energie (Shigen enerugî chô) die Wiederinbetriebnahme des AKWs gefordert hatten.
Der Aufdeckung dieses skandalösen Vorfalls folgte eine ganze Reihe ähnlicher Ent-
hüllungen, welche die enge Verstrickung von staatlichen Behörden, Teilen der
Regierungsparteien LDP und DPJ und der Atomindustrie ans Tageslicht beförder-
ten. Der Abschlussbericht des unabhängigen Untersuchungsausschusses zu Sympo-
sien im Zusammenhang mit Atomkraftwerken19 listet diverse Fälle aus den letzten
fünf Jahren auf, in denen Mitarbeiter des Amtes für Rohstoffe und Energie, der
Atomaufsichtsbehörde NISA (Nuclear and Industrial Safety Agency, Genshiryoku
anzen hoan in) und von Energieversorgungsunternehmen bei Bürgerversammlungen
und Symposien Mitarbeiter von Atomkraftwerken als Teilnehmer mobilisierten.

Der Untersuchungsbericht der von der Regierung nach dem Unfall von Fukushima
eingesetzten unabhängigen Kommission20 nennt als Ursachen der Katastrophe nicht
nur mangelnde Kompetenz und Risikovorbereitung seitens der AKW-Betreiber-
firma Tepco, sondern auch nichtadäquate organisatorische Strukturen innerhalb
der japanischen Atomaufsichtsbehörde NISA und die Verletzung ihrer Atomauf-
sichtspflicht sowie ein Versagen der Regierungen im Hinblick auf die Schaffung
solcher Strukturen. In erster Linie wurde die Einrichtung einer vom Wirtschaftsmi-
nisterium unabhängigen Atomaufsichtsbehörde durch die DPJ versäumt, obgleich
sie als Oppositionspartei dies in früheren Parteiprogrammen gefordert hatte.

Auch nach der Regierungsbildung durch die DPJ im Jahr 2009 lag die Definiti-
onsmacht bezüglich der Risiken der Atomkraft somit weiterhin bei Japans »Zirkel
der Macht«, ungeachtet des von der Partei zuvor bekundeten Willens, diesen zu

 
17 100 Yen entsprechen etwa 0,90 Euro (Stand: Dezember 2012).

18 Asahi shinbun 2012 a.

19 Der Abschlussbericht wurde am 30. September 2011 vorgelegt. Siehe Genshiryoku
hatsuden ni kakaru shinpojiumu nado ni tsuite no daisansha chôsa iinkai 2011.

20 Die von der Regierung Kan zur Prüfung der Vorgänge im Zusammenhang mit der Reak-
torkatastrophe eingesetzte unabhängige Untersuchungskommission legte bereits im
Dezember 2011 einen vorläufigen Bericht vor. Siehe NAICC 2011.

10 Carmen Schmidt
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zerschlagen und die Bürger in den Mittelpunkt ihrer Politik zu stellen,21 und auch
die enge Vernetzung der Energiewirtschaft mit der Elite des politischen Sektors
durch Spenden an Abgeordnete blieb unangetastet.

Die Rolle der mediengesteuerten Öffentlichkeit

Es ist vor allem der hohen Kapitalkonzentration im japanischen Mediensektor
anzulasten, dass die mediengesteuerte Öffentlichkeit in der Vergangenheit ihrer
Kontrollfunktion gegenüber politischen Entscheidungen nicht gerecht wurde. Die
Medienlandschaft wird beherrscht von fünf großen Medienkonzernen, die wirt-
schaftlich eng verknüpft sind mit den fünf großen Tageszeitungen. Im staatlichen
Bereich fungiert die Sendeanstalt NHK (Nihon hôsô kyôkai) als alleinige Reprä-
sentantin des öffentlich-rechtlichen Sektors, wobei Programmgestaltung, Personal-
entscheidungen und Budget der Kontrolle der Politik unterliegen. Die jahrzehnte-
lange Vorherrschaft der LDP im politischen System Japans bedingte daher eine
entsprechend liberalkonservative programmatische Ausrichtung von NHK.

Im Unterschied zu NHK unterliegen die privaten Massenmedien keinem direkten
Einfluss der Politik, vielmehr garantiert Artikel 21 der japanischen Verfassung die
Freiheit der Rede, der Presse und anderer Ausdrucksformen. Allerdings bestehen
auch hier Wege der Einflussnahme, insbesondere durch das staatliche Lizenz- und
Kontrollrecht, dem die japanischen Fernsehsender unterliegen, und mittels der Pres-
seklubs (kisha kurabu), die allen politischen Organisationen Japans, Ministerien
und Behörden, Gerichten, Interessenverbänden, einzelnen Großunternehmen sowie
diversen anderen Institutionen zugeordnet sind.22 Die Journalisten der großen
Medienunternehmen sind in der Regel Mitglieder eines solchen Klubs, in dem sie
den größten Teil ihrer Arbeitszeit zubringen. Bei regelmäßigen Gesprächsterminen
erhalten sie dort exklusive Informationen, von deren Zugang Nichtmitglieder aus-
geschlossen bleiben. Die Presseklubs fördern somit eine direkte Einflussnahme von
Politik, Verwaltung und Wirtschaft sowie einzelner Lobbyorganisationen auf die
Inhalte von Artikeln und Sendungen; im Gegenzug garantiert das Presseklubsystem
die Vormachtstellung der großen Medienkonzerne durch den Ausschluss kleiner
und kritischer Medien vom Zugang zur Information. Es besteht somit ein wechsel-
seitiges Interesse der Eliten an der Beibehaltung dieses Systems.23

Auch die großen Werbeagenturen nahmen entscheidenden Einfluss auf die
Berichterstattung. So können Asiens größte Werbeagenturen Dentsû und Haku-
hôdô24 wegen der finanziellen Abhängigkeit der Zeitungen und Fernsehanstalten

2.2

 
21 So forderte die Partei ein Verbot des amakudari-Prinzips der Einstellung pensionierter

Beamter durch die Privatwirtschaft, ein Verbot des Kaufs von Fundraising-Tickets durch
organisierte Interessen sowie »die vertikal strukturierte, von organisierten Interessen
dominierte Gesellschaft zu ersetzen durch eine horizontal strukturierte Gesellschaft, die
auf menschlichen Beziehungen basiert«. Vgl. DPJ 2009, S. 4.

22 Zu den Klubs vgl. Freeman 2000, S. 72 f.; Schmidt 2005 a, S. 135 ff.

23 Zur Bedeutung der Massenmedien in Japan vgl. Schmidt 2005 a, Kapitel 4.2.5.

24 Weltweit ist Dentsû die fünftgrößte Nachrichtenagentur, Hakuhôdô die achtgrößte. Vgl.
Dentsu 2010, S. 5.
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von Werbeeinnahmen starken Einfluss auf die Inhalte von Artikeln und Fernseh-
sendungen in Bezug auf die von ihnen vertretenen Firmen nehmen. Gemäß einer
Untersuchung des Nikkei Advertising Research Institute gab der Energiekonzern
Tepco allein im Jahr 2010 knapp 27 Milliarden Yen für Werbung aus und war damit
der zehntgrößte Geldgeber der Medien im Land.25

Die finanzielle Abhängigkeit der Medien vom Werbemarkt, der Fernsehsender
vom staatlichen Lizenzrecht sowie die Organisation in Presseklubs eröffnen somit
den wirtschaftlichen und politischen Eliten erhebliche Einflussmöglichkeiten auf die
Inhalte der Berichte. Die marktbeherrschenden Medien sehen ihre Aufgabe daher
eher in der Vermittlung des Regierungs- und Verwaltungshandelns und korporati-
ver Interessen denn oppositioneller Meinungen in das System und definieren sich
nicht als Forum einer kritischen Öffentlichkeit.

Die Haltung der Bevölkerung zur Atomkraft

Zur Haltung der japanischen Bevölkerung zur Nutzung von Atomkraft liegen
diverse Studien vor; so führt beispielsweise das Kabinettsamt (Naikakufu) regelmä-
ßig alle sechs Jahre eine Befragung zu diesem Thema durch. Gemäß der Erhebung
des Jahres 2009 befürworteten etwa 60 Prozent der Befragten einen weiteren Aus-
bau der Atomkraft in Japan, etwa 20 Prozent waren für die Erhaltung des aktuellen
Zustands und lediglich 16 Prozent für einen Ausstieg.26

Allerdings räumte bei allen Befragungen seit 1999 eine Mehrheit der Befragten
ein, ein Gefühl der Unsicherheit hinsichtlich der Nutzung von Kernkraft zu emp-
finden, und nur ein Viertel gab 1999 und 2005 an, ein sicheres Gefühl zu haben.
Der Anstieg dieser Gruppe auf rund 42 Prozent im Jahr 2009 lässt sich ursächlich
auf die damalige Intensivierung der öffentlichen Diskussion um den Klimawandel
zurückführen.

Im Vorfeld des Umweltgipfels von Kopenhagen 2009 kündigte der damalige LDP-
Ministerpräsident Asô Tarô an, die umweltschädlichen Treibhausgase bis zum Jahr
2010 auf ein Niveau zu reduzieren, das um 15 Prozent unter dem des Jahres 2005
liegen sollte.27 Die damals noch oppositionelle DPJ verkündete gar, eine Reduktion
auf ein Niveau anzustreben, das um 25 Prozent unter dem des Jahres 1990 liegen
sollte, und schrieb dieses Ziel in ihrem Wahlmanifest zur Unterhauswahl 2009
fest.28 Zur Erreichung ihrer Ziele propagierten beide Parteien – ähnlich wie die
amerikanische Regierung – einen Ausbau der Nutzung von Atomkraft. Diese erfuhr
hierdurch eine wesentliche Neuinterpretation im Sinne einer »grünen«, umwelt-
schonenden Energie.

Diese Neuinterpretation traf offensichtlich auch in der japanischen Bevölkerung
auf Zustimmung. Insgesamt stieg nicht nur die Zahl derjenigen stark an, die ein
sicheres Gefühl zur Kernenergienutzung bekundeten, sondern auch die Zahl der
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25 Handelsblatt 2011.

26 Naikakufu 2009, S. 2.

27 Sawa 2009.

28 DPJ 2009, S. 23.
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Befürworter eines Ausbaus der Kernenergie nahm von 55 Prozent im Jahr 2005 auf
60 Prozent im Jahr 2009 zu. Die Zahl derjenigen, die einen Ausstieg befürworteten,
sank hingegen leicht von 17 auf 16 Prozent.29

Da weder die Protagonisten im politisch-administrativen System noch die von den
relevanten Medien gesteuerte Öffentlichkeit die Atomkraft kritisch hinterfragten,
lag die Zahl der Befürworter von Atomkraft in Japan im internationalen Vergleich
erwartungsgemäß relativ hoch. Gemäß einer wenige Wochen nach der Atomkata-
strophe vom März 2011 in 47 Ländern durchgeführten Umfrage gaben 62 Prozent
der Japaner an, die Nutzung von Atomkraft vor dem Atomunfall befürwortet zu
haben. Unter den wichtigen Industrie- und Schwellenländern war die Zahl der
Befürworter nur in China (83 Prozent), Frankreich (66 Prozent) und Russland (63
Prozent) höher gewesen. Nach der Atomkatastrophe war insgesamt eine deutliche
Abnahme der Zahl der Befürworter der Nutzung von Kernenergie und eine gleich-
zeitige Zunahme der Atomkraftgegner zu verzeichnen: Während in allen Ländern
unter den Befragten die Zahl der Befürworter im Durchschnitt von 57 Prozent vor
der Katastrophe um acht Prozentpunkte auf 49 Prozent sank, stieg die Zahl der
Atomkraftgegner von 32 Prozent auf 43 Prozent an. Vor allem in Japan sank die
Zahl der Befürworter drastisch um insgesamt 23 Prozentpunkte auf nur noch 39
Prozent. Demgegenüber nahm die Zahl der Atomkraftgegner um knapp 20 Prozent
auf 47 Prozent zu. Im Hinblick auf den prozentualen Anteil der Atomkraftgegner
lag Japan nunmehr auf dem fünften Rang hinter Italien, Deutschland, Brasilien und
Kanada.30

Auch Umfragen der japanischen Tageszeitung Asahi shinbun aus den Jahren 2007
und 2011 belegen eine deutliche Zunahme der Befürworter eines Atomausstiegs. So
ergab die Erhebung vom April 2011, dass der Prozentsatz der Befragten, die für eine
Reduktion der Kernenergienutzung oder den Ausstieg waren, von 28 Prozent im
Jahr 2007 angesichts der Fukushima-Katastrophe auf 41 Prozent gestiegen und die
Zahl der Befürworter eines Ausbaus der Kernenergie von 13 Prozent auf nur noch
fünf Prozent gesunken war.31 Laut einer Erhebung der gleichen Tageszeitung spra-
chen sich im Juni 2011 etwa 74 Prozent der Befragten für einen künftigen Ausstieg
aus.32 Auch der öffentlich-rechtliche Fernsehsender NHK33 fragte, wie mit den
japanischen Atomkraftwerken verfahren werden sollte. Die Umfrageergebnisse
belegen, dass mit zunehmender Information über die Katastrophe die Zahl derjeni-
gen, die für einen Ausstieg waren, deutlich zunahm: Wollten im April 2011 noch
42 Prozent der Befragten den gegenwärtigen Zustand beibehalten, so hatte sich diese
Zahl im Oktober nahezu halbiert auf 23 Prozent und blieb danach relativ stabil.
Gleichzeitig nahm die Zahl derjenigen, die alle AKWs abschalten wollten, von zwölf
Prozent im April auf 24 Prozent im Oktober stark zu. Bis März 2012 zeigt sich

 
29 Naikakufu 2009, S. 2.

30 Gallup 2011.

31 Asahi shinbun 2011 a.

32 Asahi shinbun 2011 b.

33 NHK 2011/2012.
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nochmals eine Zunahme um vier Prozentpunkte auf 28 Prozent. Auch wenn sich
die angeführten Umfragen nicht direkt miteinander vergleichen lassen, kann aus den
Ergebnissen doch auf einen tiefgreifenden Wandel in der Einstellung zur Nutzung
der Atomkraft geschlossen werden, deren zukünftige Perspektiven mittlerweile von
einem großen Teil der Bevölkerung ausgesprochen skeptisch beurteilt werden. Die
reale Betroffenheit hat somit den Bewusstwerdungsprozess stark befördert und in
der Bevölkerung den Wunsch nach Beseitigung des Risikos geweckt.

Die Risikodefinition durch die politisch Verantwortlichen nach Fukushima

Die wachsende Ablehnung von Atomkraft innerhalb der japanischen Bevölkerung
nach der Atomkatastrophe von Fukushima schlug sich auch in den Politikmaßnah-
men der Regierung von Ministerpräsident Kan Naoto (DPJ) und einer drastischen
Änderung der bestehenden Atompolitik nieder. So ergriff die Regierung in den
Monaten nach dem 11. März 2011 weitreichende Maßnahmen zur Verhütung wei-
terer Unfälle und nahm eine Neuformulierung ihrer Atompolitik vor. Am 6. Mai
2011 erfolgte eine Anordnung zur Stilllegung des in der Präfektur Shizuoka nur 170
Kilometer südlich der Hauptstadt Tôkyô gelegenen Reaktors Hamaoka, der sich in
unmittelbarer Nähe einer immer wieder von Erdbeben betroffenen Subduktions-
zone befindet. Anfang Juni 2011 erfolgte eine Anordnung der Regierung zur Durch-
führung von Stresstests für alle 54 Atomreaktoren Japans in Anlehnung an die von
der EU durchgeführten Tests. In den folgenden Monaten wurden alle japanischen
Atomreaktoren vom Netz genommen, wobei zum gegenwärtigen Zeitpunkt offen
bleibt, ob und wann sie wieder in Betrieb gehen werden. Im Juli 2011 waren von
den 54 Reaktoren Japans noch 19 in Betrieb, im Februar 2012 nur noch zwei, und
am 5. Mai 2012 wurde das letzte Atomkraftwerk zum Zwecke der Überprüfung
abgeschaltet.34

Am 13. Juli erklärte Ministerpräsident Kan seine Absicht zu einem Ausstieg aus
der Atomenergie in Schritten. Wenngleich diese Erklärung vom Regierungssprecher
zunächst als persönliche Meinung des Ministerpräsidenten bezeichnet wurde,
bekannte sich die Regierung bereits am 29. Juli zu einem schrittweisen Ausstieg als
offiziellem Ziel der Demokratischen Partei.35

Ministerpräsident Kan konnte den Atomausstieg in seiner Amtszeit jedoch nicht
mehr verwirklichen. Bereits kurz nach der Atomkatastrophe wurde sowohl von der
politischen Opposition, insbesondere der LDP, als auch von Teilen der eigenen Par-
tei die Forderung nach einem Rücktritt der Regierung Kan erhoben. Am 27. August
2011 kam Kan der Forderung schließlich nach, wobei sein Rücktritt einer Analyse
der Tageszeitung Asahi shinbun zufolge durch das Zusammenwirken von inner-

2.4

 
34 Reaktorblock 3 des Kernkraftwerks von Ôi wurde schließlich am 2. Juli 2012 wieder in

Betrieb genommen, Reaktorblock 4 am 19. Juli (Japan Times 2012 c; Japan Times
2012 d). Die im Dezember 2012 gewählte neue LDP-Regierung plant ein Wiederanfahren
der Atomkraftwerke, sofern die Ergebnisse der technischen Überprüfung dem nicht ent-
gegenstehen.

35 Japan Times vom 30. August 2011, zitiert nach Kingston 2011.
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parteilichen Gegnern und einer Koalition von Kräften bewirkt wurde, die einen
Ausstieg aus der Kernenergie verhindern wollten.36

Nach dem Rücktritt von Kan Naoto als amtierendem Ministerpräsidenten und
Präsidenten der DPJ fanden am 29. August 2011 Neuwahlen zur DPJ-Präsident-
schaft statt. Im Mittelpunkt stand hierbei vor allem die künftige Energiepolitik des
Landes. Insgesamt traten fünf Kandidaten zur Wahl an, die allesamt in den vorhe-
rigen Kabinetten von Ministerpräsident Kan vertreten gewesen waren. Die kri-
tischste Haltung zur Atomenergie nahm der ehemalige Verkehrsminister Mabuchi
ein, der sich ebenso für den Ausbau erneuerbarer Energie aussprach wie für ein Ende
der Wiederaufbereitungstechnologie. Auch Ex-Außenminister Maehara Seiji trat
explizit für einen mittelfristigen Ausstieg aus der Kernenergie ein, während Land-
wirtschaftminister Kano Michihiko einem gemischten Energiekonzept unter Ein-
schluss der Atomkraft den Vorzug gab. Finanzminister Noda Yoshihiko und Wirt-
schaftsminister Kaieda Banri zeigten sich skeptisch im Hinblick auf einen
Atomausstieg, wobei insbesondere die Abwanderung einheimischer Industrien auf-
grund drohender Stromknappheit als Argument gegen einen Ausstieg angeführt
wurde. Während Kaieda einen langfristigen Ausstieg bis zum Jahr 2040 in Aussicht
stellte, plädierte Noda für die Wiederherstellung des Vertrauens der Bevölkerung in
die Atomkraft.37

Zum DPJ-Präsidenten und anschließend auch zum Ministerpräsidenten gewählt
wurde schließlich Noda Yoshihiko, wobei man auf eine Beteiligung der Parteimit-
glieder verzichtete und lediglich die DPJ-Mitglieder im Parlament zur Abstimmung
bat.38 Der neue Ministerpräsident Noda äußerte sich auch nach seiner Wahl nicht
eindeutig zur Zukunft der Kernenergie. Zwar sprach er sich nunmehr einerseits für
einen langfristigen Ausstieg in Schritten bis zum Jahr 2030 aus, betonte aber ande-
rerseits erneut die Wichtigkeit einer stabilen Energieversorgung für die japanische
Wirtschaft und schloss den Bau neuer Kernkraftwerke nicht aus.39 Obwohl Noda
sich bei der Wahl durchsetzen konnte, blieb die DPJ in dieser Frage tief gespalten.
Dies zeigte sich auch im Vorfeld des Wiederanfahrens des stillgelegten Kernkraft-
werks Ôi (Präfektur Fukui) im Sommer 2012. Am 6. Juni unterzeichneten 117 Par-
lamentarier der DPJ eine Petition, in der sie Ministerpräsident Noda aufforderten,
seine Entscheidung zum Wiederanfahren des AKWs zu überdenken.40 Gemäß der
Tageszeitung Asahi shinbun41 war hierbei innerhalb der DPJ-Führung ein Mei-
nungsspekrum von »absolut dafür« bis »absolut dagegen« vertreten.

 
36 Yoshibumi 2011.

37 Schmidt 2012 a; Schmidt 2012 b.

38 An sich sehen die Parteistatuten eine Befragung der Parteimitglieder vor. In dringenden
Fällen kann jedoch eine Abstimmung unter den Mitgliedern des Parlaments durchgeführt
werden.

39 Watanabe 2011.

40 Eine Liste der Unterzeichner findet sich unter http://chiko123.blog.fc2.com/blog-
entry-1096.html (Zugriff vom 07.06.2012).

41 Asahi shinbun 2012 d.
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Erstmals formierte sich wachsender Protest gegen die weitere Nutzung von Atom-
kraft auch auf lokaler Politikebene. Ende April 2012 schlossen sich etwa 70 Bür-
germeister zu einer Gruppe gegen Atomkraft zusammen und verabschiedeten auf
ihrer konstituierenden Sitzung eine Resolution, in der die Regierung dazu aufgefor-
dert wurde, auf Atomkraft zu verzichten.42 Während somit auf der Ebene politischer
Entscheidungsträger Anzeichen eines Umdenkens in der Frage der Nutzung der
Atomkraft festzustellen sind, blieb das Meinungsbild in der DPJ und der Regierung
Noda weiterhin uneinheitlich.

Risikofolgen und Risikoverteilung

Nach Beck ist die Bewertung von Risikofolgen schwierig, da die Diskussion fast
ausschließlich in naturwissenschaftlichen Kategorien und Formeln geführt wird und
Betroffene von Umweltkatastrophen daher »dem Urteil, den Fehlern, den Kontro-
versen der Experten ausgeliefert« sind.43 Kurzschlüssig ist vor allem die Fokussie-
rung der Diskussion auf die »im Durchschnitt unbedenklichen« Belastungen, weil
hierdurch die »Unbedenklichkeitsfrage« nicht beantwortet werden kann. Zum
einen wird unterstellt, dass alle Menschen unabhängig von Einkommen, Bildung
und Beruf und den damit verbundenen Gewohnheiten gleichermaßen betroffen sind,
zum anderen können sich solche »Unbedenklichkeiten« gefährlich summieren.
Grenzwerte stehen daher nicht für eine »Verhinderung« der Vergiftung, sondern für
das »zulässige Maß« der Vergiftung, weshalb Risiken und deren Folgen in beson-
derem Maße interpretierbar sind.44

Die durch Risiken und ihre Folgen entstehenden Gefährdungslagen unterscheiden
sich grundlegend von Schicht- oder Klassenlagen, da sie auf einer nichtmateriellen
Verteilungslogik beruhen. Von Risiken sind, so Beck, alle gleichermaßen betroffen,
private Fluchtwege und Kompensationsmöglichkeiten schrumpfen zusehends. »In
diesem Sinne sind Risikogesellschaften gerade keine Klassengesellschaften; ihre
Gefährdungslagen lassen sich nicht als Klassenlagen begreifen, ihre Konflikte nicht
als Klassenkonflikte.«45 Beck prognostiziert einen tiefgreifenden Gesellschaftswan-
del von der modernen Industriegesellschaft mit ihren klassenspezifischen Vertei-
lungskonflikten hin zur industriellen Risikogesellschaft mit ihrer klassenunspezifi-
schen Risikobetroffenheit.46

3.

 
42 Kyodo News 2012.

43 Beck 1986, S. 35.

44 Ebd., S. 31-33, 86.

45 Ebd., S. 48.

46 Der spätere Versuch Becks (zum Beispiel Beck 2007 a, S. 29; Beck 2007 b, S. 2), die
»Wirklichkeit der Möglichkeit« vom konkreten Katastrophenfall (etwa der Explosion
eines Atomkraftwerks) zu unterscheiden, erscheint wenig überzeugend, lässt sich doch
das Risiko nicht von der Katastrophe und die Katastrophe nicht von ihren Folgen tren-
nen.
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Bei der Analyse der Risikofolgen und ihrer Verteilung ist somit zu hinterfragen,
in welchem Maße die Betroffenen in der Beurteilung der Risikofolgen dem Urteil
der Experten ausgeliefert waren, welche Rolle die Grenzwertdebatte innerhalb der
Risikofolgenbeurteilung spielte und inwieweit sich hierbei eine Offenheit für soziale
Definitionsprozesse zeigt. Zudem muss geklärt werden, wie sich nach dem Atom-
unfall die allgemeine Gefährdungslage für die Bevölkerung darstellt, ob private
Fluchtwege und Kompensationsmöglichkeiten unmöglich sind und somit die reale
Gefährdungsbetroffenheit tatsächlich soziale Unterschiede revidiert.

Risikofolgen, Risikobeurteilung und Grenzwertdebatte

Wie die gesamte Weltöffentlichkeit war auch die japanische Bevölkerung in der
Interpretation der Ereignisse der Tage und Wochen nach dem 11. März 2011 von
Anfang an in erheblichem Maße mit unterschiedlichen Einschätzungen konfrontiert.
So erklärte die Betreiberfirma Tepco nach den ersten beiden Explosionen in den
Atomreaktoren vom 12. und 14. März, deren Bilder um die Welt gingen, sie ginge
nicht von einer Beschädigung der Reaktorhüllen und einer massiven Freisetzung von
Radioaktivität aus, obwohl zu diesem Zeitpunkt von vielen Experten eine zumindest
teilweise Kernschmelze in den Reaktoren bereits für wahrscheinlich erachtet
wurde47 und die Nachrichtenagentur Kyodo von einem deutlichen Anstieg der
Radioaktivität in angrenzenden Regionen berichtete.48 Erst am 6. Juni 2011 bestä-
tigte die japanische Regierung offiziell, dass es unmittelbar nach Erdbeben und
Tsunami des 11. März zu Kernschmelzen in drei Reaktoren kam und in den fol-
genden Tagen mehr als doppelt so viel an Radioaktivität freigesetzt wurde wie
damals angenommen.

Die japanische Atomaufsichtsbehörde NISA hatte die Vorfälle im zuerst explo-
dierten Reaktor 1 des AKW Fukushima Daiichi zunächst als einfachen »Unfall« der
Stufe 4 der internationalen Bewertungsskala für nukleare Ereignisse eingeordnet,
dann als »ernsten Unfall« der Stufe 5. Erst einen Monat nach Beginn der Katastro-
phe, am 12. April 2011, schätzte die NISA die Unfälle in den Reaktorblöcken 1, 2
und 3 als »Super-Gau« der Stufe 7 ein, die bislang nur der Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl 1986 zuerkannt worden war. Diese Einstufung geht aus von der
Annahme größter Freisetzung von Strahlung auch außerhalb der Anlage, erhebli-
cher Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt in einem weiten Umfeld und
gesundheitlicher Spätschäden über große Gebiete hinweg. Allerdings betonte die
Behörde, trotz dieser Einstufung seien lediglich zehn Prozent der Emissionen von
Tschernobyl freigesetzt worden.49

Nach der Explosion im ersten Reaktorblock rief die Regierung am 12. März 2011
zur Evakuierung der Einwohner im Umkreis von 20 Kilometern um das havarierte
Atomkraftwerk auf und erklärte diese Zone im April 2011 zum Sperrgebiet. Die
USA hingegen rieten aufgrund der hohen Strahlung zu einer Evakuierung im

3.1

 
47 Spiegel online 2011.

48 Kyodo News, zitiert nach Welt online 2011.

49 METI 2011, S. 1.
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Umkreis von 80 Kilometern um Fukushima Daiichi, während Frankreich bereits
drei Tage nach dem Unfall, am 14. März, seine Bürger sogar aufforderte, das
rund 250 Kilometer entfernte Tôkyô zu verlassen – ein Vorgehen, dem eine Reihe
weiterer Staaten folgte, darunter auch Deutschland.

In den Tagen und Wochen nach dem 11. März kontaminierte radioaktiver Nie-
derschlag Nahrungsmittel, Trinkwasser und landwirtschaftliche Anbauflächen vor
allem in den für die Versorgung Tôkyôs wichtigen agrarisch geprägten Präfekturen
Fukushima und Ibaraki. Die Regierung reagierte hierauf mit Verkaufsverboten für
Produkte aus belasteten Anbaugebieten, was ihr scharfe Kritik von betroffenen Pro-
duzenten und ihren Verbänden einbrachte. Darüber hinaus setzte die Regierung
allerdings auf das Prinzip der freiwilligen Selbstkontrolle und ließ staatliche Lebens-
mittelkontrollen durch eben jene lokalen Behörden durchführen, die in den Wochen
nach der Katastrophe vielfach öffentlich die von der Zentralregierung eingeleiteten
Maßnahmen als zu drastisch und die Grenzwerte als zu streng kritisiert hatten.50

Angesichts dessen kann es nicht verwundern, dass ungeachtet der Kontrollen immer
wieder radioaktiv belastete Lebensmittel in den Handel gelangten. Mitte Juni 2011
wurde bekannt, dass in Supermärkten in ganz Japan mit radioaktivem Cäsium
belastetes Rindfleisch verkauft worden war. Wie in diesem Zusammenhang bekannt
wurde, war mit Cäsium belastetes Heu auch auf einem Bauernhof in einer als
»sicher« geltenden Region in etwa 80 Kilometern Entfernung vom havarierten
Atommeiler verfüttert worden. Insgesamt sollen zwischen April und Juni 2011 etwa
320 Kilogramm Fleisch von Rindern in den Handel gelangt und verkauft worden
sein, die mit verstrahltem Heu gefüttert worden waren.51

Nach der Atomkatastrophe legte die Regierung für Trinkwasser, Milch und
Milchprodukte einen vorläufigen Grenzwert von 200 Becquerel pro Kilogramm fest
sowie von 500 Becquerel für die drei Kategorien Gemüse, Getreide und andere
Lebensmittel wie Fleisch, Eier und Fisch. Während die Grenzwerte in den betroffe-
nen Präfekturen als zu streng kritisiert wurden, warf die deutsche Verbraucher-
schutzorganisation foodwatch der japanischen Regierung vor, ihre Bürger nur
unzureichend darüber zu informieren, dass es keine »sicheren« Grenzwerte für die
radioaktive Belastung von Nahrungsmitteln gäbe und jede noch so geringe radio-
aktive Strahlung ein gesundheitliches Risiko bedeute. Die Organisation forderte eine
drastische Absenkung der Grenzwerte von Japan-Importen.52 Mitte Februar 2012
– fast ein Jahr nach der Katastrophe – befürwortete schließlich auch ein für Lebens-
mittelsicherheit zuständiges Gremium des japanischen Gesundheitsministeriums
eine Senkung der Grenzwerte für Cäsium bei Lebensmitteln, Milch, Babynahrung
und Trinkwasser, die im April in Kraft gesetzt wurde. Für die meisten Lebensmittel

 
50 Yomiuri shinbun vom 3. Juni 2011, zitiert nach Hayes 2012.

51 Tagesschau 2011.

52 Gefordert wurde eine Herabsetzung von 200 auf acht Becquerel Cäsium pro Kilogramm
für Säuglingsnahrung und Milchprodukte sowie von 500 auf 16 Becquerel Cäsium pro
Kilogramm für alle Nahrungsmittel. Vgl. foodwatch 2011.
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liegt der nunmehr gültige Grenzwert nur noch bei einem Fünftel des bisherigen, bei
Trinkwasser sogar nur bei einem Zwanzigstel.53

Unter Zugrundelegung der Grenzwerte von 2011 wurden amtlichen Angaben der
japanischen Regierung zufolge zwischen dem 19. März 2011 und dem 29. März
2012 132.516 Lebensmittelproben in ganz Japan untersucht, von denen 1.203
radionuklide Kontaminierungen über den Grenzwerten aufwiesen, was einem Anteil
von unter einem Prozent entspricht. Die belasteten Proben stammten allesamt aus
Ostjapan und zu 60 Prozent aus der Präfektur Fukushima. Insgesamt kamen knapp
80 Prozent der belasteten Lebensmittel aus Fukushima und den angrenzenden Prä-
fekturen Ibaraki, Miyagi und Tochigi.54 Auf der Grundlage der seit April 2012 gel-
tenden niedrigeren Grenzwerte hätten sich allerdings gänzlich andere Ergebnisse
ergeben: So wäre im Untersuchungszeitraum zwischen April und Juni 2011 der
Anteil über den Grenzwert hinaus belasteter Proben aus der Präfektur Fukushima
bei Gemüse von 10,5 auf 20,4 Prozent gestiegen, bei Früchten von 5,9 auf 37,8
Prozent, bei Rindfleisch von 2,1 auf 27,7 Prozent und bei Fisch und Meeresfrüchten
von 15,6 auf 51,1 Prozent.55 Gemäß den neuen Grenzwerten hätte somit ein erheb-
lich größerer Teil der Nahrungsmittel nicht in den Handel gelangen dürfen.

Die »Unbedenklichkeitsfrage« konnte somit nicht beantwortet werden, und das
zulässige »Maß an Vergiftung« bleibt unklar. Der Versuch der objektiven Rationa-
lisierung der Risiken und Folgen des Atomunfalls von Fukushima mittels der Fest-
setzung von weiterhin strittigen Grenzwerten ist bislang nicht gelungen.

Risikofolgen und allgemeine Gefährdungslage

Nach übereinstimmenden Forschungsergebnissen trieben die kontaminierten Luft-
massen vom havarierten AKW Fukushima Daiichi bis zum 20. März 2011 zum
großen Teil auf den Pazifik hinaus. Hohe radioaktive Strahlung war in dieser Zeit
vor allem in der Präfektur Fukushima und ihren Nachbarpräfekturen festzustellen.
Zwischen dem 20. März und dem 19. April stieg das Kontaminierungsrisiko ins-
besondere für Ost- und Nordostjapan erheblich an, während es für Westjapan auch
in diesen Wochen gering blieb.56

Neben den offiziellen Daten zu den Risikofolgen liegen einige Studien von unab-
hängigen Forschern vor. Im Dezember 2011 stellte ein international zusammenge-
setztes Forscherteam der Universität Nagoya seine Untersuchung zur Verteilung und
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53 Die seit April 2012 geltenden Grenzwerte liegen für Lebensmittel wie Reis und Fleisch

bei 100 Becquerel, für Milch und Babynahrung bei 50 Becquerel und für Trinkwasser
bei zehn Becquerel. Vgl. MHLW 2012 a, S. 3.

54 Eigene Berechnungen nach MHLW 2012 b.

55 MHLW 2012 a, S. 11.

56 WDR 2011.
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Ausbreitung radioaktiver Elemente in Japan vor.57 Als wichtigstes Ergebnis wurde
festgehalten, dass Böden auch außerhalb der von der Regierung verhängten Sperr-
zone von 20 Kilometern um das havarierte Atomkraftwerk über die zulässigen
Grenzwerte hinaus radioaktiv belastet sind, wobei die Verteilung der radioaktiven
Elemente insbesondere von Regenfällen in den Wochen nach der Katastrophe beein-
flusst wurde. Die Ergebnisse des internationalen Forscherteams basieren hierbei auf
Schätzungen, da die vom japanischen Bildungsministerium (MEXT) vorgenomme-
nen Messungen anhand von Bodenproben nur sporadisch und nicht in genügender
Anzahl durchgeführt wurden.58 In Anlehnung an die Schätzungen der Forscher kann
der mögliche Gefährdungsgrad folgendermaßen eingeteilt werden: Am stärksten
gefährdet ist die Präfektur Fukushima, insbesondere die unmittelbare Umgebung
des Atomkraftwerks Fukushima Daiichi (Gefährdungsstufe 4), stark gefährdet sind
die Nachbarpräfekturen Miyagi und Ibaraki (Stufe 3), gefährdet die Präfekturen
Iwate, Yamagata, Tochigi und Chiba (Stufe 2). Als nur gering gefährdet gelten alle
übrigen ostjapanischen Präfekturen (Stufe 1), während die westjapanischen Präfek-
turen als kaum oder gar nicht gefährdet gelten.59

Gefährdungslage und Klassenlage

Wie aus den Ausführungen im letzten Kapitel ersichtlich, besitzt das Gesundheits-
risiko durch radioaktive Strahlung eine geographische Komponente. In den nord-
östlichen Präfekturen, insbesondere Fukushima, Miyagi und Ibaraki, ist die Bevöl-
kerung unmittelbar deutlich höheren Risiken ausgesetzt als etwa im Großraum
Tôkyô-Yokohama. Die Gefährdungslage für den Großraum, in dem etwa ein Drittel
aller Japaner lebt, ergibt sich aus der Tatsache, dass Agrarprodukte aus den betrof-
fenen Präfekturen eine bedeutende Rolle für die Nahrungsmittelversorgung spielen.

Zur Beantwortung der Frage, inwieweit private Fluchtwege in der Risikogesell-
schaft tatsächlich schwinden und angesichts der für alle gleichen Gefährdungslage
»klassenspezifische Schranken fallen«,60 wurde im Zeitraum zwischen dem
16. Dezember 2011 und dem 4. Februar 2012 das Lebensmittelangebot in zwei
Supermärkten der im Großraum Tôkyô-Yokohama gelegenen Stadt Kamakura
einer systematischen Analyse unterzogen. Bei je drei Untersuchungen in diesem
Zeitraum wurden Herkunft und Preis aller vorhandenen Wintergemüsesorten in
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57 Die Forscher konzentrierten sich hierbei auf die Verseuchung der Böden mit langlebigem

Cäsium 137, welches mit einer Halbwertzeit von 30,1 Jahren die größte Bedrohung für
Landwirtschaft und die Gesundheit der Bevölkerung darstellt. Vgl. Yasunari et al. 2011,
S. 19530.

58 Vgl. ebd. Den Ergebnissen zufolge wurden in den meisten östlichen Gebieten die Böden
mit mehr als 1.000 Megabecquerel pro Quadratkilometer verstrahlt. In den Präfekturen
um das Kernkraftwerk lagen die Werte sogar bei 10.000 bis mehr als 100.000 Mega-
becquerel. Allerdings weisen die Forscher darauf hin, dass genauere Messungen nötig
seien, da die Verteilung radioaktiver Partikel in erheblichem Maße abhängig ist von
Wetterlagen und geologischen Gegebenheiten.

59 Vgl. Tabelle 1 im Anhang.

60 Beck 1986, S. 47.
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Filialen der Supermärkte Kinokuniya und Yaomine ermittelt. Während es sich bei
Kinokuniya um eine Supermarktkette der oberen Preiskategorie mit gehobenem
Warenangebot handelt, ist Yaomine ein lokaler Supermarkt mit einem Angebot der
mittleren bis unteren Preiskategorie.61

Das Ergebnis der Untersuchung ergab, dass im Supermarkt Yaomine das Gemüse
sehr häufig aus den stark gefährdeten Präfekturen stammte.62 Bei der ersten Unter-
suchung am 5. Januar stammte fast die Hälfte aller Gemüsesorten aus der Präfektur
Ibaraki, in der die Belastung gemäß den Schätzungen nur knapp unter der von Fuku-
shima liegt. Am 28. Januar fand sich sogar Gemüse aus der Präfektur Fukushima.
Im Supermarkt Kinokuniya hingegen waren keine Lebensmittel aus Fukushima oder
den angrenzenden Präfekturen in den Regalen. Oftmals stammte das Gemüse aus
den als unbedenklich geltenden Präfekturen Westjapans oder (mit einer Aus-
nahme63) aus den als nur gering gefährdet eingeschätzten Gebieten Ostjapans wie
zum Beispiel der Nordinsel Hokkaidô. Die Reduktion möglicher Risikofolgen hat
allerdings ihren Preis: So lag der durchschnittliche Gesamtpreis aller untersuchten
Gemüsesorten im Kinokuniya-Markt mit knapp 3.300 Yen fast doppelt so hoch wie
bei Yaomine mit etwa 1.800 Yen. Im Gegenzug war der durchschnittliche Gefähr-
dungsgrad bei Kinokuniya (7) deutlich unter dem im Yaomine-Markt (22). Den
Gesetzen des Marktes folgend, verteilen sich die Gefährdungsrisiken der Atomka-
tastrophe von Fukushima somit schichtspezifisch, da private Fluchtwege zwar mög-
lich, aber von Einkommen und Kaufkraft abhängig sind. Die Verteilungslogik der
Risiken folgt somit den Mustern der »alten« Industriegesellschaft.

Krisenbewältigung und politische Implikationen

Nach Beck ist die Risikogesellschaft eine »katastrophale Gesellschaft«, in der der
Ausnahmezustand zum Normalzustand zu werden droht. Die Abwehr und Bewäl-
tigung von Katastrophen können eine Reorganisation von Macht und Zuständigkeit
einschließen. Das politische System gerät in das Dilemma, angesichts der Gefahr zu
versagen oder aber durch autoritäres Handeln demokratische Grundprinzipien
außer Kraft zu setzen. Die Risikogesellschaft hat eine Tendenz zu einem »legitimen
Totalitarismus der Gefahrenabwehr«, gegründet auf das Recht, das Schlimmste zu
verhindern.64

Wurzelten die Verteilungskonflikte in der modernen Industriegesellschaft in mate-
riellem Mangel, so werden die Risiken heute durch industrielle Überproduktion
erzeugt.65 Risiken müssen daher als Produkt der industriellen Produktionsweise
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61 Siehe »Kinokuniya«. http://www.e-kinokuniya.com/kinokuniya.pdf; »Kamakura Info:

Yaomine«. http://www.kamakura.info/S95266.html (Zugriffe vom 17.05.2012).

62 Vgl. Tabelle 2 im Anhang.

63 Bei der Untersuchung am 1. Februar 2012 fand sich Spinat aus der als »gefährdet« ein-
gestuften Präfektur Iwate.

64 Beck 1986, S. 31, 105 f.

65 Ebd., S. 29.
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gedeutet werden. Werden die Risiken jedoch als Industrialisierungsfolge anerkannt,
wandelt sich das Risiko in ein politische Lösungen einforderndes Problem. Risiken
werden damit zum Motor der Selbstpolitisierung.66 Weitreichende Prozesse der
Lockerung von Parteibindungen in der Wählerschaft sowie die Mobilisierung von
Bürgern und Bürgerprotesten werden zu einem beunruhigenden Faktor in der Poli-
tik. Als Folge der Kluft zwischen den Interessen der Wähler und ihrer politischen
Repräsentanz schwindet zunehmend die Legitimation des politischen Systems.67 Die
»Alternative aufzubrechen« gehört daher nach Beck zu den wesentlichen Aufgaben
in der Risikogesellschaft.

Beck zufolge können Risiken eine Bedrohung darstellen für demokratische Sys-
teme und deren Institutionen. Um zu beurteilen, ob es bei der Bewältigung der
Katastrophe in Japan zu einer Reorganisation von Macht kam und damit demo-
kratische Grundprinzipien außer Kraft gesetzt wurden, muss zunächst geklärt wer-
den, was die gesetzlichen Bestimmungen für den Krisenfall vorsahen. Sodann muss
beobachtet werden, inwieweit die Reaktorkatastrophe zur Mobilisierung von Bür-
gerprotest und zu einem Bewusstwerdungsprozess führt, der nach politischen
Lösungen verlangt. Schließlich ist zu untersuchen, ob die Gefahr der Delegitimie-
rung des politischen Systems besteht.

Gesetzliche Bestimmungen und die Reorganisation von Macht

Nach einem Nuklearunfall auf dem Gelände einer Fabrik für Brennelemente in
Tôkaimura (Präfektur Ibaraki) im September 1999 wurde noch im selben Jahr das
Gesetz zur Vorbereitung auf eine Nuklearkatastrophe (NPA68) in Kraft gesetzt.69

Dieses regelt die Pflichten von Betreibern nuklearer Anlagen zur Verhinderung von
Nuklearunfällen, die Ausrufung des nuklearen Notstands, die Einrichtung eines
Notfall-Hauptquartiers70sowie die Implementation von Notfallmaßnahmen. Dem
Notfall-Hauptquartier obliegt die Sammlung von Informationen und die Koordi-
nierung der Maßnahmen der Regierung. Die Handlungsverantwortlichkeit liegt in
solch einem Fall bei der Zentralregierung. Artikel 4 sieht vor, dass die Regierung im
Falle eines nuklearen Notstands neben der Einrichtung des Notfall-Hauptquartiers
die lokalen Gebietskörperschaften mit den notwendigen Instruktionen ausstattet
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66 Ebd., S. 41, 300.

67 Ebd., S. 310, 30.

68 Act on Special Measures Concerning Nuclear Emergency Preparedness, kurz: Nuclear
Preparedness Act, NPA – Genshiryoku saigai taisaku tokubetsu sochi hô shikôrei. Siehe
NISA 1999.

69 Am 30. September 1999 setzte in der Anlage der Japan Nuclear Fuel Conversion Com-
pany (JCU – Nihon kakunenryô konbâjon) in Tôkaimura während des Füllens eines
Tanks mit einer viel zu hohen Menge eines Urangemisches eine unkontrollierte Ketten-
reaktion ein, Strahlung trat aus. Mindestens zwei Arbeiter starben an einer Strahlen-
überdosis. Offiziell wurde der Unfall auf Stufe 4 der internationalen Bewertungsskala für
nukleare Ereignisse eingestuft.

70 Nuclear Emergency Response Headquarter (NERHQ) – Genshiryoku saigai taisaku
honbu.
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und andere Maßnahmen ergreift, um geeignete Notfallmaßnahmen in Kraft zu set-
zen. Die Verantwortlichkeit für Sicherheit und Sicherheitsmaßnahmen im Falle eines
Nuklearunfalls bei privatwirtschaftlichen Anlagen liegt gemäß den Bestimmungen
bei der Atomaufsichtsbehörde NISA, bei staatlichen Forschungsreaktoren hingegen
beim Bildungsministerium. Nach Artikel 6 sollen auch die Lokalbehörden geeignete
Vorbeugungsmaßnahmen ergreifen und lokale Notfallpläne bereitstellen. Kraft-
werksbetreiber sind verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen und im Falle
einer Katastrophe der weiteren Ausbreitung entgegenzuwirken (Artikel 3). Zudem
sieht Artikel 6 für den Fall eines Nuklearunfalls die Kooperation und Koordination
der verschiedenen öffentlichen Stellen und des Kraftwerkbetreibers vor.71

Etwa eine Stunde nach dem Erdbeben des 11. März 2011 erreichte um 15.52 Uhr
eine Notfallmeldung von Tepco die Atomaufsichtsbehörde NISA, von der die ent-
sprechende Meldung an das Wirtschaftsministerium und das Büro des Ministerprä-
sidenten weitergeleitet wurde. Daraufhin wurde ordnungsgemäß nach Artikel 17
zur Koordination der Maßnahmen gegen die nukleare Katastrophe ein Notfall-
Hauptquartier (NERHQ) im Krisenmanagementzentrum im Keller des Amtssitzes
des Ministerpräsidenten eingerichtet, zu dessen Team auch der Direktor der Atom-
aufsichtsbehörde gehörte. Als die Lage im Kraftwerk Fukushima zunehmend außer
Kontrolle geriet, erklärte Tepco um 16.45 Uhr gegenüber der Atomaufsichtsbe-
hörde einen nuklearen Notfall gemäß Artikel 15 des NPA. Der von NISA infor-
mierte Wirtschaftsminister setzte Ministerpräsidenten Kan um 17.42 Uhr von der
Notfallsituation in Kenntnis, und um 19.03 Uhr wurde von diesem offiziell der
nukleare Notfall erklärt. Gleichzeitig wurde ein vorläufiges Krisenzentrum im Büro
des Ministerpräsidenten im fünften Stock seines Amtssitzes etabliert, welches von
nun an parallel zum gesetzlich vorgesehenen Notfall-Hauptquartier im Keller unter
Vorsitz von Kan und unter Mitwirkung von Vertretern von Ministerien und Tepco
tagte und weitreichende Entscheidungen im Zusammenhang mit der Notfallsitua-
tion insgesamt, konkreten Evakuierungsmaßnahmen sowie Gegenmaßnahmen im
Atomkraftwerk selbst traf.72 Mit der Einrichtung des vorläufigen Krisenzentrums
ging eine Entmachtung des unter der Leitung von NISA tagenden Notfall-Haupt-
quartiers einher, dessen Mitglieder im Keller des Amtssitzes zeitweilig nicht einmal
über Mobiltelefonverbindungen zur Außenwelt verfügten und deren Vorschläge
ohne Einfluss auf die Entscheidungen hinsichtlich von Notfallmaßnahmen blie-
ben.73 Da auch die vom Gesetz spiegelbildlich vorgesehenen lokalen Notfallstruk-
turen angesichts von Erdbeben, Tsunami und sehr hoher Strahlung nicht funkti-
onsfähig waren, hatte sich bereits zu diesem Zeitpunkt die Entscheidungsfindung in
die Politik unter Führung von Ministerpräsident Kan verlagert, während die Fach-
bürokratie, die sachlich kompetente Entscheidungen hätte treffen sollen, aus diesem
Prozess weitgehend ausgeschaltet worden war.74

 
71 NAIIC 2011, S. 57.

72 Ebd., S. 66-69.

73 Ebd., S. 72 f.

74 Ebd., S. 89.
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Nach der Schaffung der gesetzlich nicht vorgesehenen Doppelstruktur in der Ent-
scheidungsfindung kam es aufgrund von Koordinationsproblemen und Fehlein-
schätzungen zu diversen Anordnungen seitens der Regierung, die im Nachhinein als
Fehlentscheidungen kritisiert wurden. So erfolgte etwa ein von Ministerpräsident
Kan getroffener Evakuierungsbefehl am 11. März ohne Rückgriff auf ein compu-
tergesteuertes System zur Vorhersage von radioaktiven Belastungen (SPEEDY75),
weshalb die betroffenen Anwohner in besonders stark durch Strahlung belastete
Zonen nordwestlich des Reaktors Fukushima Daiichi evakuiert wurden.

Endgültig institutionalisiert wurde die gesetzlich nicht vorgesehene Verlagerung
der Entscheidungsfindung in die Hände des Ministerpräsidenten am 15. März 2011
durch die Schaffung eines »Krisenstabs zur Koordination der Maßnahmen in
Zusammenhang mit dem Atomunfall von Fukushima« (Fukushima hatsudensho
jiko taisaku sôgô honbu).76 Da Kan den Vorsitz übernahm und Tepco-Chef Shimizu
von da an nur noch als stellvertretender Einsatzleiter neben Wirtschaftsminister
Kaieda fungierte, hatte Kan mit diesem Schritt Tepco faktisch die Leitung des Ein-
satzes am Reaktor Fukushima Daiichi entzogen. Die gemäß Artikel 6 NPA vorge-
sehene gemeinsame Kooperation und Koordination zwischen Bürokratie, staatli-
chen und lokalen Stellen sowie der Betreiberfirma fand somit nicht statt.

Darüber hinaus bildete Ministerpräsident Kan am 16. März ein persönliches
Beraterteam aus Wissenschaftlern und Politikern der DPJ unter Leitung des Radio-
logen Kosako Toshisô von der Universität Tôkyô. Bis Ende April übermittelte dieses
Team insgesamt ungefähr 60 Empfehlungen an die relevanten Ministerien. Ange-
sichts der fehlenden legalen Grundlage herrschte bei den zuständigen Stellen aller-
dings Unklarheit darüber, wie mit den Empfehlungen zu verfahren sei.77 Am
29. April trat Kosako von seinem Amt zurück, wobei er vor allem den Ad-hoc-

 
75 SPEEDY: System for Prediction of Environmental Emergency Dose Information. Ob

Daten nicht weitergeleitet wurden oder das System nicht funktionierte, ist bislang unklar.
Der Untersuchungsbericht hält hierzu fest, dass zumindest im fünften Stock niemand auf
die Idee kam, das System in die Überlegungen einzubeziehen. Siehe NAIIC 2011, S. 579.

76 Zum Krisenstab vgl. ausführlich ebd., S. 569. Die Bildung des Krisenstabs wurde unmit-
telbar ausgelöst durch einen angeblichen Vorschlag des Tepco-Managements, das
Gelände des havarierten AKW Fukushima aufgrund der hohen Strahlung zu evakuieren
und die Reaktoren sich selbst zu überlassen. Der Darstellung des damaligen Minister-
präsidenten Kan zufolge war es seinem persönlichen Auftreten in der Tepco-Zentrale am
frühen Morgen des 15. März zu verdanken, dass die Notfallmaßnahmen am AKW fort-
gesetzt wurden. Siehe ebd., S. 86.

77 Ebd., S. 78.
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Entscheidungsprozess der Regierung kritisierte und ihr vorwarf, mit viel zu niedri-
gen Grenzwerten die Gesundheit der Bürger zu gefährden.78

Die Mobilisierung von Bürgerprotest

Der tiefgreifende Wandel der öffentlichen Meinung in Bezug auf die Nutzung der
Atomkraft wurde bereits aufgezeigt. Ob die Reaktorkatastrophe aber auch zu einer
Mobilisierung von Bürgerprotesten führt, soll im Folgenden geklärt werden.

Zivilgesellschaftliche Akteure traten in Japan ab der zweiten Hälfte der 1960er
Jahre auf. Allerdings wird ihr Einfluss als eher gering eingeschätzt. Im Unterschied
zu Deutschland hatten die sozialen Bewegungen in Japan zumeist ein spezielles
Anliegen oder konzentrierten sich auf die lokale Ebene, weshalb sie nur in den sel-
tensten Fällen nationale Relevanz erlangten. Es fand keine nationale Vernetzung
statt, und die Bewegungen fielen in sich zusammen, wenn ihr Daseinsgrund ent-
fiel.79

Nach der Katastrophe von Fukushima formierten sich in Japan mehrfach Groß-
kundgebungen gegen Atomkraft. Die Bewegung erreichte einen vorläufigen Höhe-
punkt am 19. September 2011, als etwa 60.000 Menschen landesweit80 für einen
sofortigen Stopp aller Atomkraftwerke demonstrierten. Allein in Tôkyô sollen es
20.000 Demonstranten gewesen sein.81 Zur Demonstration aufgerufen hatte die
Aktion »Sayônara Atomkraft!« (Sayônara genpatsu), die sechs Monate nach dem
Desaster von Fukushima von Literaturnobelpreisträger Ôe Kenzaburo, Komponist
Sakamoto Ryûichi, Wirtschaftsführer Tsuji Takashi sowie weiteren namhaften
Schriftstellern, Journalisten und Wissenschaftlern gegründet wurde. Der Einfluss
prominenter Persönlichkeiten auf die öffentliche Diskussion darf nicht unterschätzt
werden.82

Des Weiteren hat die Aktion »Sayônara Atomkraft« zum Ziel, über zehn Millio-
nen Unterschriften für die Abschaffung aller Atomkraftwerke in Japan zu sammeln
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78 Die Strahlenobergrenze war von der japanischen Regierung nach der Katastrophe von

einem auf 20 Millisievert pro Jahr erhöht worden, was eine Welle der Empörung in der
Bevölkerung ausgelöst hatte. Für Kinder galten demnach die gleichen Belastungsgrenzen,
wie sie die Internationale Strahlenschutzkommission für Arbeiter im havarierten Atom-
kraftwerk empfohlen hatte. Nach zahlreichen Protesten wurde die Strahlenbelastungs-
grenze für Kinder im August 2011 wieder auf unter ein Millisievert pro Jahr abgesenkt.
Zur Rücktrittserklärung vgl. Kosako 2011.

79 Derichs 2003, S. 216 f.

80 Schätzungen der Veranstalter; die Polizei ging von 30.000 Teilnehmern aus.

81 In Deutschland sollen bei Demonstrationen am 26. März 2011 allerdings mehr als
200.000 Personen teilgenommen haben. Vgl. Reuters 2011.

82 So wurde unter den bei youtube abrufbaren Videos zur Demonstration des 19. September
der Appell von Ôe an die neue Regierung, aus der Atomkraft auszusteigen, 26.488-mal
aufgerufen, die über 40-minütigen vollständigen Reden 42.621-mal, ein Video hingegen,
welches den Demonstrationszug zeigt, nur 426-mal. Siehe http://www.youtube.com/
watch?v=k5Q5cRWpQaU&feature=related (Zugriff vom 27.04.2012).

Japan nach Fukushima: Eine »Restrisikogesellschaft« im Aufbruch? 25

Leviathan, 41. Jg., 1/2013

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2013-1-6 - Generiert durch IP 216.73.216.147, am 28.01.2026, 06:06:09. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2013-1-6


und so einen Volksentscheid zu erzwingen. Bis zum 28. Dezember 2012 hatten
8.183.867 Personen die Petition unterschrieben.83

Am 10. Dezember fand eine weitere Demonstration im Tôkyôter Hibiya-Park
statt, bei der etwa 6.000 Menschen zusammengekommen sein sollen. An dieser
Demonstration nahmen auch zahlreiche Vertreter von Anti-AKW- beziehungsweise
Umwelt-Gruppen teil, wie NAZEN84, Tanpoposha85 oder das Netzwerk für den
Schutz der Kinder vor Strahlung aus Fukushima (Kodomo Fukushima net-
towâku86). Weitere landesweite Demonstrationen fanden am 11. Februar 2012
statt, wobei sich im Tôkyôter Yoyogi-Park etwa 12.000 Menschen versammel-
ten.87 Am 5. Mai 2012, dem Tag der vorläufigen Abschaltung des letzten japani-
schen Atomkraftwerks, nahmen etwa 5.500 Menschen an einer Demonstration im
Tôkyôter Shiba-Park teil.88 Der Entschluss der japanischen Regierung, die Reakto-
ren von Ôi wieder ans Netz gehen zu lassen, ließ die Proteste landesweit wieder
aufleben. So kamen in Tôkyô nach Angaben der Organisatoren am 22. Juni 45.000
Menschen zusammen, um gegen die Entscheidung der Regierung zu demonstrie-
ren.89 Die Beteiligung an den Kundgebungen nahm in den folgenden Wochen noch
erheblich zu; am 16. Juli demonstrierten 170.000 Menschen im Tôkyôter Yoyogi-
Park, und am 29. Juli bildeten 200.000 Menschen eine Menschenkette um das
japanische Parlament.90

Von den japanischen Medien wurden die Demonstrationen bislang kaum beach-
tet. So berichtete der Nachrichtensender NHK in seinen Hauptnachrichten um 19
Uhr überhaupt nicht über die Demonstrationen des 19. September, und auch die
großen Tageszeitungen waren in ihrer Berichterstattung sehr sparsam.91 Die
Zurückhaltung der Presse erklärt sich zu einem großen Teil aus der finanziellen
Abhängigkeit von Anzeigengroßkunden aus der Atomwirtschaft, die des Fernseh-

 
83 Da der von den Initiatoren selbst gesetzte Endtermin vom 29. Februar 2012 nicht ein-

gehalten werden konnte, wurde die Unterschriftensammlung verlängert. Vgl. Sayonara
genpatsu 2012.

84 NAZEN: Nonukes Zenkoku Network. Seit ihrer Gründung im August 2011 wuchs
NAZEN auf über 1.000 aktive und weitere 1.000 lose Mitglieder an. Inzwischen gibt es
zwölf Gruppen in ganz Japan, unter anderem in Tôkyô, Fukushima, Hiroshima, Miyagi,
Aichi, Okayama, Shizuoka und Fukuoka; vgl. http://nazen.info/index.php?d=about
(Zugriff vom 21.04.2012).

85 Anti-Atomkraftbewegung, gegründet 1989 in Tôkyô als Reaktion auf die Reaktorkata-
strophe in Tschernobyl; siehe www.tanpoposha.net (Zugriff vom 22.04.2012).

86 Gegründet am 1. Mai 2011 in Fukushima-Stadt. Die Organisation klärt über Gesund-
heitsrisiken auf und stellt besorgten Bürgern Geigerzähler zur Verfügung. Siehe http://
kodomofukushima.net (Zugriff vom 22.04.2012).

87 Milkereit 2012.

88 Siehe dapd 2012.

89 Japan Times 2012 b.

90 Asahi shinbun 2012 e.

91 Brasor 2011.
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senders NHK hingegen aus dessen oben geschilderten engen Bindungen zur Regie-
rung.

Auch Gegner einer atomaren Bewaffnung, die bislang eine friedliche Nutzung der
Kernenergie durchaus befürworteten, scheinen nunmehr eine klare Position gegen
Atomkraft zu beziehen. So riefen die Bürgermeister von Hiroshima und Nagasaki
in ihren obligatorischen Reden zum Gedenktag an die Atombombenabwürfe erst-
mals zu einem Umdenken in der Nutzung der Atomkraft auf. Hiroshimas Bürger-
meister Matsui Kazumi forderte in seiner Ansprache zum Gedenken an die Opfer
der Atombombenabwürfe am 6. August 2011 nicht nur die weltweite Abschaffung
aller Atomwaffen, sondern auch eine Wende in der Energiepolitik, indem er betonte,
dass »die Atomkraft und die Menschheit nicht koexistieren können«.92

Auf lokaler Ebene formiert sich der Protest vor allem in jenen Kommunen, in
denen die Debatte um die Wiederinbetriebnahme zur Überprüfung stillgelegter
Atomkraftwerke mit zunehmender Intensität geführt wird. Das von der Regierung
vorgesehene Hochfahren der Kraftwerke bedarf der Zustimmung durch die Lokal-
verwaltungen. Bereits jetzt liegen Klagen von Bürgern gegen eine Wiederinbetrieb-
nahme vor, unter anderem in den Kraftwerksstandorten Genkai und Tsuruga.93

Zudem werden vielerorts Unterschriften gesammelt für eine Abhaltung lokaler
Referenden zur Atomkraft, die zwar für die Lokalbehörden gesetzlich nicht bindend
sind, aber durchaus politische Wirkung haben. In Tôkyô sammelte die Initiative für
lokale Referenden in nur zwei Monaten über 214.000 Unterschriften.94 Damit
wurde die notwendige Schwelle fristgerecht überschritten. Auch in Osaka wurde die
Petition bereits Anfang Januar erfolgreich abgeschlossen. Beide Stadtparlamente
müssen mit einfacher Mehrheit über die Abhaltung eines Volksentscheids befin-
den.95

Auch die überwiegend von Frauen getragenen lokalen Bürgernetzwerke, die in der
Vergangenheit beachtenswerte Wahlerfolge auf kommunaler Ebene erzielen konn-
ten, haben zu landesweitem Protest gegen das Wiederanfahren der Atomkraftwerke
aufgerufen.96 Die Netzwerke können sich auf den japanischen Verband der Ver-
braucherkooperative Coop stützen, der mit etwa 22 Mio. Mitgliedern, zumeist
Frauen, die mitgliederstärkste Organisation Japans ist.97

 
92 Zitiert nach Kujath 2012.

93 Mainichi shinbun 2011 a; Mainichi shinbun 2011 b.

94 Für ein Referendum werden die Unterschriften von mindestens zwei Prozent der wahl-
berechtigten Bürger benötigt.

95 Asahi shinbun 2012 b. Das Parlament in Ôsaka lehnte den Antrag am 27. März 2012
bereits ab, wobei lediglich die KP geschlossen für den Antrag gestimmt hatte. Die Stadt
Ôsaka unter Führung von Bürgermeister Hashimoto, welche die Aktienmehrheit am ört-
lichen Atomanlagenbetreiber Kepco hält, wolle ohnehin eine schrittweise Abschaltung
der Atomkraftwerke, weshalb ein Referendum überflüssig sei, so der Generalsekretär von
Hashimotos Partei Ôsaka ishin no kai, Minobe Teruo. Siehe Asahi shinbun 2012 c.

96 Seikatsuha network 2012.

97 Schmidt 2005 b.
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Krise und Delegitimierung des politischen Systems

Im Folgenden soll hinterfragt werden, ob die Mobilisierung von Bürgerprotest zur
Delegitimierung des politischen Systems beiträgt. Wie in anderen entwickelten
Industriestaaten kann auch in Japan ein »Auftauen« des Parteiensystems und der
Wählerbindungen festgestellt werden. Die zahlreichen politischen Skandale wäh-
rend der jahrzehntelangen LDP-Herrschaft und anhaltende Umstrukturierungen im
japanischen Parteiensystem bewirkten eine weitreichende Politikverdrossenheit in
der japanischen Bevölkerung, die sich in sinkenden Wahlbeteiligungsraten und
einem deutlichen Anstieg der Zahl der Nichtunterstützer politischer Parteien mani-
festierte.98 Vor der historischen Unterhauswahl 2009, bei der die DPJ die LDP als
Regierungspartei ablösen und als stärkste Fraktion in das japanische Parlament ein-
ziehen konnte, hatte die DPJ einen radikalen »Politikwechsel« und den »Vorrang
der Bürger« versprochen. Mit dem politischen Machtwechsel ging daher die Hoff-
nung politischer Beobachter einher, die DPJ könne den seit Jahren anhaltenden
Trend der Lockerung von Parteibindungen stoppen und eine neue Bindung mit den
ungebundenen Wählerschichten herbeiführen.99

Unmittelbar vor der Wahl im Sommer 2009 hatte die Unterstützung der DPJ mit
etwa 35 Prozent die der LDP übertroffen. Betrachtet man die Entwicklung im Ver-
lauf der Fukushima-Krise, so sank die Unterstützung für die Partei jedoch drastisch
und erreichte im Juli 2011 mit 13,6 Prozent ein Jahrestief. Nach einem kurzfristigen
Anstieg auf knapp 25 Prozent bei Amtsantritt von Ministerpräsident Noda im Sep-
tember sank sie erneut bis auf nur mehr 18 Prozent im März 2012. Die LDP konnte
hiervon allerdings nicht profitieren, denn auch ihre Quote lag im gleichen Monat
lediglich bei etwa 17 Prozent. Demgegenüber stieg die Quote der Nichtunterstützer
wieder erheblich an auf etwa 55 Prozent und sank erst kurz vor der Unterhauswahl
im Dezember 2012 knapp unter 50 Prozent.100

Die Unterstützungsraten für die Kabinette Kan und Noda wiesen nach der jewei-
ligen Amtsübernahme ebenfalls einen steilen Abwärtstrend auf. Bereits kurz nach
der Atomkatastrophe belegten Umfragen eine stetig schwindende Unterstützung für
die Regierung Kan. Ursachen hierfür waren deren teilweise schleppende Reaktion
auf die anhaltende Krise um das havarierte Kernkraftwerk Fukushima Daiichi, das
Versagen der DPJ-Regierung, die langjährige Praxis interner Absprachen zwischen
dem Anlagenbetreiber Tepco und der Behörde für Atomaufsicht zu unterbinden,
sowie der anhaltende Mangel an Informationen. So belegten Umfragen der Tages-
zeitungen Asahi shinbun und Mainichi shinbun, dass 67 Prozent der Befragten
unzufrieden waren mit den Reaktionen der Regierung auf die Reaktorkatastrophe,
58 Prozent der Informationspolitik der Regierung misstrauten und 78 Prozent die
mangelnde Führungskraft des Ministerpräsidenten beklagten.101 Am 27. August

4.3

 
98 Zu den Wählerbindungen in Japan vgl. ausführlich Schmidt 2001, Kapitel 5; Schmidt

2009; Schmidt 2011.

99 Zum historischen Machtwechsel vgl. Schmidt 2011.

100 NHK hôsô bunka kenkyûsho, jeweiliger Monat.

101 Zitiert nach Symonds 2011.

28 Carmen Schmidt

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2013-1-6 - Generiert durch IP 216.73.216.147, am 28.01.2026, 06:06:09. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2013-1-6


2011 trat Kan schließlich zurück, nachdem sein Zustimmungswert einer Umfrage
der Nachrichtenagentur Kyodo vom 20./21. August 2011 zufolge innerhalb der
Bevölkerung auf nur noch knapp 16 Prozent gesunken war. Allerdings erklärten 75
Prozent der Befragten auch, die Nachfolgeregierung solle an Kans Absicht zum
Ausstieg aus der Kernenergie festhalten.102

Die Quote für Ministerpräsident Noda halbierte sich nach seinem Amtsantritt im
September 2011 binnen drei Monaten von 60 auf etwa 30 Prozent, während sich
die Zahl der Nichtunterstützer im gleichen Zeitraum nahezu verdreifachte auf
rund 50 Prozent.103 Damit war Nodas Popularitätswert erheblich schneller gesun-
ken als der seiner beiden Vorgänger im Amt. Im April 2012 fiel die Quote weiter
auf nur noch 26 Prozent, wobei neben einer Steuererhöhung zur Finanzierung der
Fukushima-Krise vor allem seine Pläne zur Wiederinbetriebnahme nuklearer Anla-
gen auf Kritik stießen. Laut einer Umfrage von Kyodo News lehnten 60 Prozent der
Befragten die von der Regierung Noda beschlossene Reaktivierung des Kraftwerks
in Ôi ab.104 Kurz vor der Unterhauswahl 2012 sank die Unterstützung weiter bis
auf nur noch 20 Prozent.

Die Zerstrittenheit der DPJ und ihre Unfähigkeit, sich als echte politische Alter-
native zu präsentieren, verstärkte die Kluft zwischen den Ansprüchen der Wähler
und ihrer politischen Repräsentanz, insbesondere weil die Regierung Noda gegen
den Willen einer Mehrheit der Bevölkerung weiterhin an der Nutzung von Atom-
kraft festhielt und versuchte, ein Wiederanfahren stillgelegter Kernkraftwerke poli-
tisch durchzusetzen. Angesichts der großen Enttäuschung der Wähler über die Poli-
tik der DPJ und den mangelnden Alternativen im Parteiensystem blieben viele
Wähler der vorgezogenen Unterhauswahl 2012 fern, sodass die Wahlbeteiligung mit
59,3 Prozent ein Rekordtief erreichte.105 Dank des bestehenden Wahlsystems
konnte die LDP, die eine uneingeschränkte Nutzung der Atomkraft befürwortet,
mit unter 30 Prozent der Stimmen in den Verhältniswahlkreisen insgesamt etwa 60
Prozent der Mandate erringen und damit als Siegerin aus der Wahl hervorgehen,

 
102 Tabuchi 2011.

103 NHK hôsô bunka kenkyûsho, jeweiliger Monat.

104 Japan Times 2012 a.

105 Die inmitten der Anti-Atom-Proteste im Juli 2012 gegründete Grüne Partei Japans
(Midori no tô) scheiterte an den finanziellen Hürden für eine Kandidatur. Die unmit-
telbar vor der Unterhauswahl gegründete Zukunftspartei Japans (Nihon mirai no tô),
die explizit für einen Atomausstieg eintrat, verlor an Glaubwürdigkeit durch den Bei-
tritt des bis dahin nicht als Atomkraftgegner hervorgetretenen DPJ-Dissidenten Ozawa
Ichirô. Auch die am 1. September 2012 von Ôsakas Bürgermeister Hashimoto gegrün-
dete Vereinigung zur Erneuerung Japans (Nippon ishino kai), eine rechts-populistische
neue Kraft, propagierte zunächst den Atomausstieg. Seit dem Zusammenschluss der
Partei mit der neu gegründeten Partei von Tôkyôs ehemaligem Gouverneur Ishihara
Shintarô, einem bekannten Verfechter der Atomkraft, kurz vor der Unterhauswahl
2012 fordert die Partei jedoch nur mehr einen Ausstieg zum Jahr 2030 unter Berück-
sichtigung der Interessen der Wirtschaft.
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obgleich zeitgleiche Umfragen belegten, dass 80 Prozent aller Japaner weiterhin
einen Atomausstieg befürworteten.106

Konklusion

Die Atomkatastrophe von Fukushima zeigt, dass die fortgeschrittene Moderne in
zunehmendem Maße Risiken produziert, welche die Lebensgrundlagen der Men-
schen bedrohen. Die vorliegende Analyse sollte daher klären, ob die von Beck ange-
nommenen Thesen und Prognosen zur Risikogesellschaft sich nach der Katastrophe
bestätigen lassen und ob ein Bewusstwerdungsprozess in Gang gesetzt wurde, der
politische Lösungen einfordert. Die Analyse der gesellschaftlichen und politischen
Entwicklungen erfolgte hierbei in den Dimensionen Risikodefinition und Risikobe-
wusstsein, Risikofolgen und Risikoverteilung sowie politische Implikationen.

Bis zum 11. März 2011 wurden die Risiken der Nutzung der Atomkraft in Japan
kaum reflektiert, was sich in einer mehrheitlichen Unterstützung der Nutzung von
Atomkraft in der Bevölkerung niederschlug. Die Wahrnehmung der Risiken wurde
entscheidend beeinflusst durch Japans »Zirkel der Macht«, eine Koalition aus Poli-
tik, Bürokratie, Wirtschaft und Medien, gekennzeichnet durch gegenseitige Abhän-
gigkeiten und eine Orientierung an der Interdependenz der Interessen. Auch nach
dem Machtverlust der LDP und der Regierungsübernahme der DPJ im Jahr 2009
blieb dieser Zirkel weiterhin intakt. Die führenden Medien fungierten nicht als Ver-
mittler oppositioneller Meinungen in das System. Auch in Japan war daher von
entscheidender Bedeutung, wer die Definitionsmacht besaß und welche Rolle der
mediengestützten Öffentlichkeit zukam.

Seit der Atomkatastrophe ist ein deutlicher Wandel in der Haltung der Bevölke-
rung zur Nutzung von Atomkraft feststellbar, wobei nunmehr eine klare Mehrheit
einen Ausstieg befürwortet. Erst die objektive Erfahrung der Katastrophe und ihre
sinnliche Wahrnehmung führten zur subjektiven Bewusstwerdung der Risiken,
womit der politische Bewusstwerdungsprozess vom »Sein« zum »Bewusstsein« ver-
lief und nicht, wie von Beck prognostiziert, in umgekehrter Richtung. Innerhalb der
regierenden DPJ war eine einheitliche Haltung zur Atomkraft hingegen nicht
erkennbar. Die Partei befand sich offenkundig in dem Zwiespalt, einerseits mit
Japans »Zirkel der Macht« verflochten zu sein und andererseits hinsichtlich ihrer
Wiederwahlperspektiven die Hoffnungen ihrer Wähler auf einen Politikwechsel
nicht gänzlich enttäuschen zu dürfen.

In der Bewertung der Folgen des Atomunfalls von Fukushima war die japanische
Bevölkerung von Anfang an abhängig von vielfach fragwürdigen Beurteilungen und
Interpretationen der Experten. So wurden insbesondere in den ersten Wochen nach
dem 11. März 2011 von der Betreiberfirma Tepco verharmlosende oder irrefüh-
rende Angaben zum Ausmaß des Unfalls gemacht, und die Einschätzung der Kata-
strophe wurde von der japanischen Atomaufsichtsbehörde mehrfach korrigiert.
Auch die Informationspolitik der Regierung, welche die Kernschmelzen in drei

5.

 
106 National Post 2012; Yomiuri shinbun 2012.
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Reaktoren erst nach mehreren Wochen offiziell bestätigte, war lückenhaft und häu-
fig widersprüchlich. Bis zum heutigen Zeitpunkt kam es nicht zu einer Objektivie-
rung der Risiken im Sinne der Festschreibung »unbedenklicher« Grenzwerte, womit
auch das Beispiel der Fukushima-Katastrophe bestätigt, dass Grenzwerte in hohem
Maße interpretierbar sind.

Die Annahme der Risikotheorie, die gesamte Bevölkerung sei von Risiken glei-
chermaßen betroffen, konnte nicht bestätigt werden, da sich die radioaktive Ver-
strahlung ganz überwiegend auf Teile der Präfektur Fukushima und die Nachbar-
präfekturen konzentriert, das Ausmaß der radioaktiven Kontamination mit der
Entfernung zum Reaktor Fukushima Daiichi abnimmt und zudem erhebliche regio-
nale und lokale Unterschiede in der Belastung durch Strahlung festzustellen sind.
Eine allgemeine Bedrohung der Gesundheit zumindest eines großen Teils der Bevöl-
kerung der zentralen japanischen Präfekturen ergibt sich jedoch aus der Tatsache
der Abhängigkeit des Großraums Tôkyô-Yokohama von Agrarprodukten aus den
Anbaugebieten der nordöstlichen Region. Wie die Untersuchung des Lebensmittel-
angebots in örtlichen Supermärkten ergab, sind private Fluchtwege und Kompen-
sationsmöglichkeiten durchaus vorhanden, allerdings abhängig von der Höhe des
Einkommens. Da die Verteilungslogik der Risiken den vertikalen, schicht- bezie-
hungsweise klassenspezifischen Mustern der »alten« Industriegesellschaft folgt,
kann die These einer klassenunabhängigen Risikobetroffenheit nicht erhärtet wer-
den.

Im Hinblick auf die Bewältigung der Folgen der Reaktorkatastrophe von Fuku-
shima kam es bereits in den Tagen nach dem 11. März zu einer weitreichenden
Reorganisation von Macht und Einfluss durch die japanische Regierung, wobei ein
für den Katastrophenfall gesetzlich vorgesehenes Notfall-Hauptquartier weitgehend
entmachtet und de facto durch einen nicht vorgesehenen Krisenstab unter persön-
licher Leitung des Ministerpräsidenten ersetzt wurde. Diese Reorganisation der
Macht gründete zum einen darin, dass die durch die Katastrophe demokratisch
vorgesehenen Strukturen teilweise nicht mehr einsatzfähig waren, und zum anderen
darin, dass durch die mediale Aufmerksamkeit, die der Katastrophe zuteil wurde,
ein enormer Handlungsdruck auf die politisch Verantwortlichen entstand, der sich
in diversen Ad-hoc-Entscheidungen unter Umgehung der vorgesehenen Strukturen
manifestierte. Hierin bestätigt sich die Annahme, dass ein politisches System unter
dem Eindruck einer Katastrophe in Gefahr gerät, demokratische Strukturen und
Prinzipien außer Kraft zu setzen.

Bürgerproteste gegen die Nutzung von Atomkraft formierten sich sowohl auf der
nationalen Ebene in der Form von Kundgebungen als auch auf der lokalen Ebene
durch Klagen gegen die Wiederinbetriebnahme und die Einforderung von Referen-
den. Ob die Krise aber tatsächlich zu einer breiten sozialen Bewegung führt, die
politische Lösungen einfordert, hängt davon ab, ob es gelingt, den lokalen Protest
mit dem nationalen zu verknüpfen und den für frühere Bewegungen typischen Cha-
rakter des Einzelanliegens zu überwinden. Angesichts der weitreichenden Ableh-
nung der Nutzung der Kernkraft in der Bevölkerung und der gegensätzlichen Hal-
tung der Regierung in dieser Frage wächst aber die Kluft zwischen dem Wähler und
dem politischen System. Da keine der großen japanischen Parteien gegenwärtig die
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Perspektive eines Ausstiegs aus der Atomenergie bietet, trägt die Krise maßgeblich
zur weiteren Delegitimierung des politischen Systems bei.

Wesentliche Thesen und Prognosen zur »Risikogesellschaft« ließen sich somit
bestätigen, insbesondere im Hinblick auf die Risikodefinition, die Debatte um die
Risikofolgen sowie die Krisenbewältigung und die politischen Implikationen. Als
wichtige Erkenntnis aus der Untersuchung muss allerdings festgehalten werden,
dass es entgegen den Annahmen zur »Risikogesellschaft« der sinnlichen Wahrneh-
mung bedurfte, um einen Bewusstwerdungsprozess in Gang zu setzen, und sich die
Risikofolgen sowohl örtlich wie sozial eingrenzen ließen. In fortgeschrittenen Indus-
triegesellschaften werden klassenspezifische Verteilungskonflikte somit nicht ersetzt
durch klassenunspezifische Gefährdungslagen. Im Gegenteil scheinen Gefährdungs-
lagen als Teil der Konfliktstruktur entwickelter Industriegesellschaften soziale
Ungleichheiten eher zu verschärfen. Dessen ungeachtet erscheint es unabdingbar,
dass der Modernisierungsprozess und die damit einhergehenden Risiken in der
japanischen Gesellschaft kritisch hinterfragt und damit im Beck’schen Sinne »refle-
xiv« werden hinsichtlich eines Aufbruchs in eine »andere Moderne«.
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Anhang

Einschätzung des Gefährdungsgrads nach Präfekturen

Einstufung Gefährdungsgrad Gebiet

Sehr stark gefährdet 4 Fukushima (bes. die Umgebung des Kraft-
werks)

Stark gefährdet 3 Miyagi, Ibaraki

Gefährdet 2 Iwate, Yamagata, Tochigi, Chiba

Gering gefährdet 1 Übriges Ostjapan*

Nicht/kaum gefährdet 0 Westjapan**

Quelle: Yasunari et al. 2011.

* Präfekturen Hokkaidô, Aomori, Akita, Niigata, Toyama, Ishikawa, Fukui, Gunma, Saitama, Tôkyô,
Kanagawa, Yamanashi, Nagano, Gifu, Shizuoka, Aichi.

** Präfekturen Mie, Shiga, Kyôto, Ôsaka, Hyôgo, Nara, Wakayama, Tottori, Shimane, Okayama, Hiro-
shima, Yamaguchi, Tokushima, Kagawa, Ehime, Kôchi, Fukuoka, Saga, Nagasaki, Kumamoto, Ôita,
Miyazaki, Kagoshima, Okinawa.

Ergebnis der Untersuchung in Supermärkten

Kinokuniya

 4. Januar 2012 17. Januar 2012 1. Februar 2012

Sorte Herkunft GG Preis
(Yen)

Herkunft GG Preis
(Yen)

Herkunft GG Preis
(Yen)

Lauch Saitama 1 350 Ôita 0 298 Ôita 0 298

Eisbergsa-
lat

Shizuoka 1 350 Shizuoka 1 350 Shizuoka 1 350

Chinakohl Wakayama 0 270 Wakay-
ama

0 229 Wakay-
ama

0 299

Spinat Saitama 1 350 Kyôto 0 500 Iwate 2 350

Zwiebeln Hokkaidô 1 280 Hokkaidô 1 173 Hok-
kaidô

1 188

Weißkohl Kanagawa 1 280 Kanagawa 1 298 Kana-
gawa

1 298

Kartoffeln Hokkaidô 1 250 Hokkaidô 1 230 Hok-
kaidô

1 280

Süßkartof-
feln

Tokushima 0 300 Tokus-
hima

0 300 Tokus-
hima

0 270

Rettich Kanagawa 1 280 Wakay-
ama

0 280 Kana-
gawa

1 280

Paprika Miyazaki 0 198 Miyazaki 0 198 Miyazaki 0 198

Pak Choi Shizuoka 1 190 Shizuoka 1 190 Shizuoka 1 190

Karotten Tottori 0 250 Tottori 0 250 Tottori 0 250

GG gesamt (Ø = 7) 8   5   8  
Gesamt-
preis

(Ø = 3.298)  3.348   3.296   3.251

Tabelle 1:

Tabelle 2:
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Yaomine

 5. Januar 2012 15. Januar 2012 28. Januar 2012

Sorte Herkunft GG Preis
(Yen)

Herkunft GG Preis
(Yen)

Herkunft GG Preis
(Yen)

Lauch Ibaraki  3 98 Akita  1 100 Fukushima  4 178

Eisbergsa-
lat

Hyôgo  1 218 Gunma  1 258 Shizuoka  1 258

Chinakohl Ibaraki  3 75 Ibaraki  3 62 Ibaraki  3 98

Spinat Kanagawa  1 398 Kanagawa  1 298 Kanagawa  1 198

Zwiebeln Hokkaidô  1 100 Hokkaidô  1 100 Hokkaidô  1 98

Weißkohl Kanagawa  1 178 Kanagawa  1 248 Kanagawa  1 198

Kartoffeln Hokkaidô  1 78 Hokkaidô  1 78 Hokkaidô  1 65

Süßkartof-
feln

Ibaraki  3 66 Ibaraki  3 99 Ibaraki  3 99

Rettich Kanagawa  1 198 Kanagawa  1 178 Kanagawa  1 258

Paprika Ibaraki  3 118 Ibaraki  3 118 Kôchi  0 158

Pak Choi Ibaraki  3 298 Ibaraki  3 298 Ibaraki  3 98

Karotten Chiba  2 55 Chiba  2 39 Chiba  2 39

GG gesamt (Ø = 22) 23   21   21  
Gesamt-
preis

(Ø = 1.834)  1.881   1.877   1.746

Quelle: eigene Erhebung.

Anmerkung: GG = Gefährdungsgrad; siehe auch Tabelle 1; Ø = Durchschnitt.
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Zusammenfassung: Seit der Atomkatastrophe von Fukushima rückt die Interpretation fort-
geschrittener Gesellschaften als »Risikogesellschaften« wieder ins Bewusstsein. Lassen sich
die Thesen und Prognosen zur Risikogesellschaft nach der Atomkatastrophe in Japan bestä-
tigen und hat die Katastrophe einen Bewusstwerdungsprozess befördert, der politische
Lösungen einfordert? Viele der angenommenen Zusammenhänge treffen auf den japanischen
Fall zu, doch bedurfte es der sinnlichen Wahrnehmung, um einen Bewusstwerdungsprozess
in Gang zu setzen, und die Risikofolgen ließen sich örtlich wie sozial eingrenzen. In fortge-
schrittenen Industriegesellschaften werden klassenspezifische Verteilungskonflikte somit
nicht ersetzt durch klassenunspezifische Gefährdungslagen. Im Gegenteil scheinen diese als
Teil der Konfliktstruktur entwickelter Gesellschaften soziale Ungleichheiten eher zu ver-
schärfen.

Stichworte: Risikogesellschaft, Japan, Fukushima, Bürgerprotest, Atomkraft, Postmoderne

Japan in the aftermath of Fukushima: a »residual risk society« in transition?

Summary: Since the nuclear disaster in Fukushima the interpretation of advanced societies
as "risk societies" and the associated social and political implications became more topical
than ever. Can the assumptions of the «risk society« be confirmed by the Japanese case and
did the disaster foster a process of awareness that calls for political solutions? Many of the
assumed relationships can be applied to the Japanese case. However, in contrast to the
assumptions of "risk society", it was the particular experience that promoted increased
awareness. Further, risks can be curtailed, both locally and socially. Thus, in advanced con-
temporary society, class-based inequalities are not replaced by a fundamentally different form
of distribution. Quite the contrary, risks as an integral part of the conflict structure of
advanced industrial societies appear to deepen social inequalities rather than eliminate them.

Keywords: risk society, Japan, Fukushima, citizen protest, nuclear power, post modernity
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